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Vertretungsbefugnisse der Inhaber der elterlichen Sorge und Handeln der Gemeinde in eigener Sache
Sachverhalt

Die VB hat für 2 minderjährige Kinder eine Vertretensbeistandschaft errichtet, die zusammen mit ihrer Mutter – Vater verstorben – eine Erbengemeinschaft (Landwirtschaftsbetrieb) bilden. Es geht nun darum, dass die Gemeinde von der Familie eine Strasse übernehmen will. Mir wurde nun der Kaufvertrag zur Prüfung zugestellt und ich habe den Auftrag die Interessen der minderjährigen Kinder zu vertreten.
Das Notariat stellt sich nun auf den Standpunkt, dass die Zustimmung der VB nicht nötig ist. Ich meine, sie ist zwingend. Wie siehst du das? Braucht es zusätzlich noch die Zustimmung der Aufsichtsbehörde? Brisant ist ja auch, dass die Gemeinde als Vertragspartner zugleich mit der zustimmenden VB identisch ist. Muss man da auch noch etwas beachten?
Erwägungen

1. Solange die Erbengemeinschaft fortbesteht, obliegt die Vertretung der Kinder mit Bezug auf die nicht zugewiesenen Nachlassgegenstände der Vertretungsbeiständin, weil eine Interessenkollision vorliegt (Art. 306 Abs. 2 ZGB). Aus diesem Grund bedarf das Geschäft der Zustimmung der Beiständin und der Vormundschaftsbehörde (Art. 421 Ziff. 1 ZGB), sofern die Übernahme nicht ein nach kantonalem öffentlichem Baurecht zwingendes und vorbestimmtes Rechtsgeschäft darstellt und die Übernahmepreise gesetzlich geregelt sind. Vielleicht liegt hier der Grund für die Haltung des Notars, welche diesfalls ihre Berechtigung haben könnte.

2. Die Vormundschaftsbehörde ist identisch mit dem Gemeinderat, der Gemeinderat handelt für die Gemeinde, welche hier Vertragspartnerin ist. Damit kann sie nicht gleichzeitig einerseits für die Gegenpartei eine rechtsgültige Zustimmung erteilen und andererseits ihre mindestens abstrakt entgegenstehenden Interessen ebenfall vertreten. Das Geschäft bedarf daher der Zustimmung der nach kantonalem Gemeinderecht für derartige Interessenkollisionstatbestände zuständigen Aufsichtsbehörde. Damit kann dahingestellt bleiben, ob es Sinn gäbe, nach Art. 404 Abs. 3 ZGB die aufsichtsrechtliche Zustimmung einzuholen, wenn der Verkauf nicht über eine öffentliche Versteigerung erfolgt, weil es sich ja um ein Grundstück handelt, das nicht dem meistbietenden Privaten übertragen werden soll, sondern der öffentlichen Widmung zuzuführen ist. Die aufsichtsrechtliche Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich bereits aus anderem Grund.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 15.11. 2006
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